
 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach längerer Diskussion hat sich die Große Koalition nun auf ein  
Konzept zum Abbau des Solidaritätszuschlags geeinigt. Unterdes-
sen  
hat die Finanzverwaltung beschlossen, bei den ab nächstem Jahr  
verschärften Anforderungen an elektronische Kassen eine Gnaden-
frist  
mindestens bis zum September 2020 zu gewähren, weil sie erkannt 
hat, dass eine rechtzeitige Umrüstung aller Kassen bis zum Jahres-
ende gar nicht mehr möglich ist. Natürlich gibt es noch mehr Neues 
– hier ist wie immer die Inhaltsübersicht: 
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Umsatzsteuer mtl. 10. 11. 10. 

Umsatzsteuer viertelj. 10. - - 

Lohnsteuer 10. 11. 10. 

Einkommensteuer - - 10. 

Körperschaftsteuer - - 10. 

Vergnügungsteuer 10. 11. 10. 

Schonfrist für Zahlungen 
zu obigen Steuern 

14. 14. 13. 

Gewerbesteuer - 15. - 

Grundsteuer - 15. - 

Schonfrist für Zahlungen 
zur Gewerbe-/Grundst. 

- 18. - 

SV-Beitragsnachweis 25.* 26. 19. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 29.* 28. 23. 

* Vorverlegung um je einen Tag, wenn der 31. Okto-
ber im Bundesland der Einzugsstelle ein Feiertag ist 
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nicht erforderlich. Auskünfte 
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Beweis dafür, dass ein neues 

Paar Schuhe dein Leben 

verändern kann!« 

unbekannt 
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Teilweiser Abbau des Solidaritätszuschlags 
Ab 2021 soll der Soli für rund 90 % der Einkommensteuerzahler 
vollständig und weitere 6,5 % teilweise wegfallen. 

Seit 1995 erhebt der Fiskus zusätzlich zur Einkommen- und Körper-
schaftsteuer einen Solidaritätszuschlag von den deutschen Steuer-
zahlern. In den ersten Jahren betrug der Soli noch 7,5 %, wurde 
aber ab 1998 auf die seither geltende Höhe von 5,5 % abgesenkt. 
Rund 325 Mrd. Euro an Solidaritätszuschlag haben die Steuerzahler 
so seit dessen Einführung gezahlt. Allein 2018 betrug das Aufkom-
men des Solis rund 18,9 Mrd. Euro. Für das Jahr 2019 rechnet die 
Bundesregierung mit Einnahmen aus dem Solidaritätszuschlag von 
rund 19,4 Mrd. Euro und 2020 von rund 20 Mrd. Euro. 

Kein Wunder also dass die Versuche, den Soli wieder abzuschaffen, 
fast genauso alt sind wie der Soli selbst – sei es über Klagen und 
Verfassungsbeschwerden oder in Form von politischen Initiativen 
einzelner Parteien. Bisher sind 
aber alle Versuche aus unter-
schiedlichen Gründen ge-
scheitert. Das ändert sich jetzt, 
denn die Große Koalition 
macht ernst mit dem Verspre-
chen im Koalitionsvertrag, den 
Solidaritätszuschlag zumin-
dest teilweise abzuschaffen. 

Über den Umfang des Abbaus 
gab es immer wieder Debatten zwischen den Koalitionspartnern. 
Die Union als Verfechter einer vollständigen Abschaffung des Solis 
konnte sich mit ihrer Auffassung nicht durchsetzen, aber der erste 
Schritt, den die Bundesregierung Ende August im Entwurf für ein 
„Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags“ beschlossen 
hat, fällt trotzdem etwas umfangreicher aus als ursprünglich geplant. 
Ab 2021 soll der Zuschlag für rund 90 % der Lohn- und Einkom-
mensteuerzahler vollständig wegfallen. Weitere 6,5 % werden zu-
mindest teilweise entlastet. Rund 10 Mrd. Euro soll die Entlastung 
2021 ausmachen. 

• Freigrenze: Die Freigrenze, bis zu der kein Solidaritätszuschlag 
anfällt, wird auf 16.956 Euro (Einzelveranlagung) bzw. auf 33.912 
Euro (Zusammenveranlagung) angehoben. Liegt die für das Jahr 
fällige Einkommensteuer nicht über dieser Freigrenze, fällt über-
haupt kein Solidaritätszuschlag mehr an. Das hat zur Folge, dass 
Familien mit zwei Kindern bis zu einem Bruttojahreslohn von 
151.990 Euro und Alleinerziehende bis zu einem Bruttojahres-
lohn von 73.874 Euro keinen Soli mehr zahlen. 

• Milderungszone: Übersteigt die tarifliche Einkommenssteuer die 
Freigrenze, wird der Solidaritätszuschlag nicht sofort in voller 
Höhe, also mit 5,5 %, erhoben. Die Milderungszone vermeidet 
also einen Belastungssprung und wird durch das Gesetz eben-
falls deutlich ausgeweitet. Dadurch wird die Mehrheit der noch 
verbleibenden Soli-Zahler ebenfalls entlastet, allerdings bei stei-
genden Einkommen mit abnehmender Wirkung. 

• Abgeltung- & Körperschaftsteuer: Dieser erste Schritt beim 
Abbau des Solis enthält nur Entlastungen für die tarifliche Ein-
kommensteuer. Bei der Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge und 
der Körperschaftsteuer bleibt vorerst alles wie gehabt.  

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Bürokratieentlastungsgesetz III 

Zwei Jahre sind seit dem letzten Bürokra-
tieentlastungsgesetz vergangen. Nun ar-
beitet die Bundesregierung am dritten 
Gesetz zur Entlastung der Wirtschaft von 
bürokratischen Vorgaben. Wie in den bei-
den vorigen Gesetzen enthält auch dieses 
wieder Änderungen im Steuerrecht. Mehr 
zum geplanten Inhalt lesen Sie in einer 
der nächsten Ausgaben. 

 

Stärkung des Ehrenamtes durch 
das Jahressteuergesetz 2019 

Die Finanzminister der Länder haben sich 
im September darauf geeinigt, in die lau-
fenden Beratungen über das Jahressteu-
ergesetz 2019 diverse Verbesserungen des 
Gemeinnützigkeitsrechts zur Stärkung des 
Ehrenamtes einzubringen. Geplant ist u.a. 
eine Anhebung der Übungsleiterpauschale 
um 600 Euro auf 3.000 Euro jährlich. Da-
neben soll die Ehrenamtspauschale um 
120 Euro auf 840 Euro steigen. Auch die 
Grenze, bis zu der ein vereinfachtes Ver-
fahren für die Bestätigung von Spenden 
gilt, soll von 200 Euro auf 300 Euro erhöht 
werden. Darüber hinaus soll die Freigren-
ze für die nicht der Körperschaft- und 
Gewerbesteuer unterliegenden Einnah-
men aus Geschäftsbetrieben, die keine 
Zweckbetriebe sind, von 35.000 Euro auf 
45.000 Euro angehoben werden. Schließ-
lich ist eine gesetzliche Vertrauensschutz-
regelung vorgesehen, die Kooperationen 
und die Weitergabe von Mitteln von ge-
meinnützigen Organisationen untereinan-
der vereinfachen soll. 

 

Nachzahlungszinssatz wird 
vorerst nicht gesenkt 

Seit mehr als 50 Jahren ist der gesetzlich 
festgeschriebene Zinssatz für Steuernach-
zahlungen und –erstattungen unverändert. 
In der aktuell schon lange andauernden 
Niedrigzinsphase gibt es daher immer 
mehr Kritik und Klagen gegen die Höhe 
des Zinssatzes. Selbst der Bundesfinanz-
hof hat die Verfassungskonformität des 
Zinssatzes bereits in Zweifel gezogen. Die 
Bundesregierung will allerdings vorerst 
keine Änderungen am Zinssatz vorneh-
men. Für die Regierung orientiert sich der 
Nachzahlungszinssatz nicht an den Markt-
zinsen, sondern an den Sätzen für Ver-
zugs- und Überziehungszinsen. Die vom 
Bundesfinanzhof geäußerte Kritik werde 
nicht geteilt, teilte die Regierung in einer 
Ausschusssitzung des Bundestags mit. 

Unbelegtes Brötchen mit 
Kaffee ist kein Frühstück 

Stellt der Arbeitgeber seinen Arbeitneh-
mern unbelegte Backwaren wie Brötchen 
und Rosinenbrot samt Heißgetränken zum 
sofortigen Verzehr im Betrieb bereit, ist 
das kein lohnsteuerpflichtiger Sachbezug 
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Die Verfechter einer vollständigen Abschaffung des Solis haben un-
terdessen Anfang Juni Rückendeckung vom Bundesrechnungshof 
erhalten: Die nur teilweise Abschaffung des Solis berge erhebliche 
verfassungsrechtliche und finanzwirtschaftliche Risiken, meinen die 
Rechnungsprüfer, denn Ende 2019 läuft der Solidarpakt II aus, der 
Basis für die Begründung des Solidaritätszuschlags ist. Damit gebe 
es eine reale Gefahr, dass der Bund zu milliardenschweren Steuer-
rückzahlungen verurteilt wird. 

Wenig überraschend also, dass der Bund der Steuerzahler erneut 
zum Sturm geblasen hat und ein neues Musterverfahren beim Fi-
nanzgericht Nürnberg unterstützt, das sich gegen den Solidaritäts-
zuschlag für das Jahr 2020 richtet. Grundlage des Verfahrens sind 
die für 2020 festgesetzten Vorauszahlungen. Aufgrund der geänder-
ten Voraussetzungen nach dem Ende des Solidarpakts II kann es 
sich daher lohnen, im nächsten Jahr ein Auge auf den weiteren 
Fortgang dieses Verfahrens zu werfen. ³ 

 

Gnadenfrist bei strengeren Vorgaben für Kassen 
Ab 2020 ist der Einsatz manipulationssicherer Kassen per Ge-
setz verbindlich vorgeschrieben. Die Finanzverwaltung gewährt 
aber eine Gnadenfrist bis Ende September 2020. 

Das „Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundauf-
zeichnungen“ schreibt ab dem 1. Januar 2020 den Einsatz manipu-

lationssicherer Kassen vor. 
Für ehrliche Unternehmer be-
deutet die Neuregelung in ers-
ter Linie zusätzlichen Aufwand 
und Kosten sowie das Risiko 
erheblicher Strafen, wenn die 
Vorgaben nicht eingehalten 
werden. Doch selbst wer alle 
neuen Vorgaben ordnungs-
gemäß erfüllen will und die 

Vorbereitung rechtzeitig in Angriff genommen hat, steht vor immen-
sen Hürden. 

Das Gesetz ist mittlerweile drei Jahre alt, aber die Finanzverwaltung 
hat erst diesen Sommer Details zu den neuen Vorgaben geregelt. 
Es ist zwar nicht ungewöhnlich, dass sich der Fiskus Zeit lässt mit 
seinen Beratungen über Verwaltungsanweisungen zu Gesetzesän-
derungen. In diesem Fall geht es jedoch auch um verfahrenstechni-
sche Vorgaben, die die Hersteller von Kassensystemen bei den ab 
2020 vorgeschriebenen Modulen berücksichtigen müssen. Diese 
Module können von den Herstellern daher erst jetzt so entwickelt 
werden, dass das Finanzamt bei einer Betriebsprüfung keine Ein-
wände erhebt. Auch der Vordruck, auf dem die Betriebe Details zum 
Kassensystem an das Finanzamt melden müssen, existiert noch 
nicht. 

Im Oktober sollen die ersten „technischen Sicherheitseinrichtun-
gen“ in der vom Gesetz und der Finanzverwaltung geforderten Form 
auf den Markt kommen, aber selbst diese haben dann nur eine vor-
läufige Zertifizierung. Es ist daher praktisch ausgeschlossen, dass 
alle Betriebe noch vor dem Jahreswechsel die geforderten Ände-
rungen umsetzen können. Auf eine konzertierte Aktion der IHKs hin 
haben Bund und Länder daher Ende September eine Nichtaufgriffs-
regelung zur Implementierung von technischen Sicherheitseinrich-
tungen bei elektronischen Kassen bis zum 30. September 2020 be-
schlossen. Zugleich wurde vereinbart, dass die vorgeschriebenen 
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Meldungen der Unternehmen zu den Kassen erst bei Verfügbarkeit 
eines elektronischen Meldeverfahrens durch die Finanzverwaltun-
gen erfolgen müssen. Das Bundesfinanzministerium will dazu kurz-
fristig eine entsprechende Regelung erlassen. ³ 

Details zu den Kassenvorschriften ab 2020 
Das Bundesfinanzministerium hat Details zu den neuen Vorga-
ben für elektronische Kassen geregelt, die ab 2020 gelten. 

Unternehmen mit elektronischen Registrierkassen oder Kassensys-
temen wurden mit dem Kassengesetz verpflichtet, diese ab 2020 mit 
einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung (tSE) auszu-
rüsten. Außerdem müssen die Betriebe die Anschaffung oder Au-
ßerbetriebnahme von Kassen an das Finanzamt melden sowie wei-
tere neue Vorgaben zur Kassenführung beachten.  

Das Bundesfinanzministerium hat im Sommer endlich die lange er-
warteten Detailregelungen zu der Gesetzesänderung veröffentlicht. 
Damit können die Kassenhersteller ihre Geräte vorbereiten, auch 
wenn für eine rechtzeitige Umstellung kaum noch Zeit bleibt. Im-
merhin eine gute Nachricht gibt es: Das Gesetz enthält keine Pflicht 
zur Nutzung elektronischer Kassensysteme. Damit können bei-
spielsweise auf Wochenmärkten, Festen, in Hofläden und derglei-
chen weiterhin manuelle Aufzeichnungen geführt werden. 

• Aufzeichnungssysteme: Die neuen Vorgaben gelten für elekt-
ronische Aufzeichnungssysteme mit Kassenfunktion. Das ist bei 
einem Gerät dann der Fall, wenn es der Erfassung und Abwick-
lung von zumindest teilweise baren Zahlungsvorgängen dienen 
kann. Dazu zählen auch elektronische, vor Ort genutzte Zah-
lungsformen (Geldkarte, vir-
tuelle Konten, Bonuspunkte-
systeme etc.) sowie Gut-
scheine, Guthabenkarten 
und dergleichen. Eine Auf-
bewahrungsmöglichkeit des 
verwalteten Bargeldbestan-
des (z. B. Kassenlade) ist 
nicht erforderlich. Reine 
Buchhaltungssysteme gelten also nicht als Aufzeichnungssyste-
me im Sinne des Kassengesetzes. 

• Sicherheitseinrichtung: Ab dem 1. Januar 2020 müssen elekt-
ronische Kassen und Aufzeichnungssysteme über eine zertifizier-
te tSE verfügen, die die Vollständigkeit und Unveränderbarkeit 
der erfassten Geschäftsvorfälle gewährleistet. Dabei können mit-
einander verbundene Geräte auch gemeinsam dieselbe tSE nut-
zen. Die tSE muss nicht nur alle Geschäftsvorfälle im Kassensys-
tem manipulationssicher protokollieren, sondern auch andere 
Vorgänge (Trainingsbuchungen, Sofort-Stornos, Abbrüche etc.). 
Ist die Kasse nicht nachrüstbar, genügt aber den bisherigen Vor-
gaben und wurde zwischen 2010 und 2019 angeschafft, darf sie 
bis Ende 2022 weiter verwendet werden. Das Vorliegen dieser 
Voraussetzungen ist nachzuweisen. 

• Ausfall: Fällt eine tSE aus, dann sind Ausfallzeiten und -grund 
zu dokumentieren. Das kann auch automatisiert durch das Kas-
sensystem erfolgen. Kann das System ohne die tSE weiterbe-
trieben werden, muss dieser Ausfall auf dem Beleg ersichtlich 
sein. Betrifft der Ausfall nur die tSE, kann das Kassensystem bis 
zur Beseitigung des Ausfallgrundes weiterhin genutzt werden. 
Der Unternehmer muss jedoch unverzüglich die Ausfallursache 
beheben oder Maßnahmen zu deren Beseitigung treffen. Die Be-
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legausgabepflicht bleibt auch während des Ausfalls bestehen und 
entfällt lediglich bei einem vollständigen Ausfall des Kassensys-
tems oder bei Ausfall der Druck- oder Übertragungseinheit. Fällt 
nur die Druck- oder Übertragungseinheit für den Beleg aus, muss 
das Kassensystem weiterhin genutzt werden. 

• Belegausgabepflicht: Wer Geschäftsvorfälle mit einem elektro-
nischen Kassensystem erfasst, muss ab 2020 zwingend einen 
Beleg für den Kunden ausstellen. Der Beleg kann elektronisch 
oder in Papierform zur Verfügung gestellt werden. Die Belegaus-
gabepflicht gilt jedoch nur für Geschäftsvorfälle, an denen ein 
Dritter beteiligt ist. Entnahmen, Einlagen und dergleichen sind al-
so nicht betroffen. Die Belegausgabe muss unmittelbar nach Ab-
schluss des Vorgangs erfolgen. 

• Belegumfang: Die Min-
destangaben auf einem 
Beleg sind unabhängig 
von den umsatzsteuerli-
chen Vorgaben an eine 
Rechnung geregelt. Ist die 
Erstellung einer Rechnung 
nicht erforderlich, muss 
dennoch ein Beleg erstellt 

werden, der mindestens folgende Angaben enthält: Vollständiger 
Namen und Anschrift des Unternehmers, Belegdatum und Zeit-
punkt des Vorgangsbeginns und der –beendigung, Menge und 
Art der verkauften Gegenstände oder Umfang und Art der er-
brachten Dienstleistung, das Entgelt und der darauf entfallende 
Steuerbetrag in einer Summe sowie der Umsatzsteuersatz oder 
ein Hinweis auf eine anzuwendende Umsatzsteuerbefreiung, der 
Betrag je Zahlungsart und schließlich noch die Transaktions-
nummer, den Signaturzähler, den Prüfwert sowie die Serien-
nummer des elektronischen Aufzeichnungssystems oder Sicher-
heitsmoduls. 

• Elektronische Belege: Für eine elektronische Bereitstellung des 
Beleges ist die Zustimmung des Kunden erforderlich. Unabhän-
gig von der Entgegennahme durch den Kunden ist der elektroni-
sche Beleg in jedem Fall zu erstellen. Die Sichtbarmachung ei-
nes Beleges auf einem Bildschirm des Verkäufers (Kassendis-
play etc.) allein reicht jedoch nicht aus. Der Beleg muss in einem 
standardisierten Dateiformat (JPG, PNG, PDF etc.) bereitgestellt 
werden, sodass Abruf und Anzeige beim Kunden mit einer kos-
tenlosen Standardsoftware möglich sind. 

• Papierbelege: Bei der Ausgabe von Papierbelegen reicht das 
Angebot zur Entgegennahme an den Kunden aus, wenn zuvor 
der Beleg erstellt und ausgedruckt wurde. Eine Pflicht zur An-
nahme des Belegs durch den Kunden oder zur Aufbewahrung 
nicht entgegengenommener Papierbelege gibt es nicht. 

• Befreiung: Bei Verkauf von Waren oder Erbringung von Dienst-
leistungen an eine große Zahl nicht bekannter Personen ist auf 
Antrag und mit Zustimmung des Finanzamts eine Befreiung von 
der Belegausgabepflicht möglich. Die Befreiung kommt allerdings 
nur dann in Betracht, wenn mit der Pflicht eine sachliche oder 
persönliche Härte für den Betrieb verbunden ist. Die entstehen-
den Kosten sind allein keine sachliche Härte. Die Gewährung der 
Befreiung entbindet den Unternehmer auch nicht vom Anspruch 
des Kunden auf die Ausstellung einer Quittung. 

• Aufbewahrung: Die von der tSE erstellten Daten können zwar 
vom Kassensystem in ein Archivsystem übertragen und in der 
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Kasse gelöscht werden. In diesem Fall müssen die Daten aber 
mitsamt Protokollierungsdaten der Archivierung weiterhin voll-
ständig erhalten bleiben und während der Aufbewahrungsfrist in 
der vorgeschriebenen Form exportierbar sein. Bei einer Betriebs-
prüfung müssen die Daten zur Verfügung gestellt werden. 

• Meldepflicht: Wer elektronische Kassen oder Aufzeichnungssys-
teme einsetzt, muss dem Finanzamt jede Anschaffung oder Au-
ßerbetriebnahme melden. Darunter fallen auch Zerstörung oder 
Verlust einer Kasse. Der Inhalt der Meldung umfasst neben Na-
me und Steuernummer des Unternehmens sowie dem Datum der 
Anschaffung oder Außerbetriebnahme auch Angaben zur Art der 
tSE sowie zu Art und Anzahl der verwendeten elektronischen 
Aufzeichnungssysteme und deren Seriennummer(n). Außerdem 
müssen die Kassen in der Meldung eindeutig einer Betriebsstätte 
zugeordnet werden, wenn das Unternehmen über mehrere Be-
triebsstätten verfügt, und für jede Betriebsstätte ist eine separate 
Meldung erforderlich. Diese Angaben nutzen die Finanzämter un-
ter anderem bei der Fallauswahl für Außenprüfungen. 

• Meldefrist: Die Meldung muss innerhalb eines Monats nach der 
Anschaffung oder Außerbetriebnahme auf dem amtlich vorge-
schriebenen Vordruck erfolgen und für vor 2020 angeschaffte 
Kassensysteme eigentlich bis zum 31. Januar 2020 nachgeholt 
werden. Bisher hat die Finanzverwaltung den Vordruck allerdings 
noch nicht veröffentlicht und arbeitet gleichzeitig an einem elekt-
ronischen Meldeverfahren. Bis dieses verfügbar ist, will die Fi-
nanzverwaltung den Unternehmen daher Aufschub bei der Mel-
depflicht gewähren. 

• Sanktionen: Werden Verstöße gegen die neuen Verpflichtungen 
festgestellt, können diese als Steuerordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße von bis zu 25.000 Euro geahndet werden, auch wenn 
kein steuerlicher Schaden entstanden ist. Ausgenommen von 
diesen drakonischen Strafen sind lediglich Verstöße gegen die 
Mitteilungspflicht und die Belegausgabepflicht. Das bedeutet je-
doch nicht, dass das Finanzamt bei Verstößen gegen diese bei-
den Pflichten nicht andere Sanktionen ergreifen könnte.  

Wer ab 2020 noch eine Kasse verwendet, die nicht den aktuellen 
Vorgaben der Finanzverwaltung genügt, riskiert bei einer Betriebs-
prüfung Hinzuschätzungen und weiteren Ärger. Noch bleibt Zeit für 
eine Umstellung. Bei einer Neuanschaffung sollten die neuen Vor-
gaben explizit berücksichtigt werden – entweder indem gezielt die 
darin vorgesehene Übergangsfrist für nicht nachrüstbare Kassen 
ausgereizt wird oder gleich eine Kasse angeschafft wird, die die 
Vorgaben erfüllt oder sich nachrüsten lässt. ³ 

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 
noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren 
Sie dann einen Termin oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Stefan Penka 
Steuerberater  


